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       Bz, 13.05.03

Presse-Information

An die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister

in Südtirol

Offener Brief: Tariferhöhungen bei den Versorgungsdienstleistungen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Namen der Südtiroler Konsumentinnen und Konsumenten unterbreiten wir Ihnen folgendes Anliegen: 

· Wie Ihnen bekannt ist, hat der Kaufkraftverlust der Südtiroler KonsumentInnen Dimensionen erreicht, die zu großer Besorgnis Anlaß geben. Ein guter Teil der Preissteigerungen ist auch auf die Anhebung der Tarife für der Öffentlichen Dienste zurückzuführen, auch jener, welche von den Lokalkörperschaften verwaltet werden: Gas, Wasser, Müllabfuhr, Kindergärten, Altersheime. Dieser Teuerungstrend ist seit ein paar Jahren in allen Gemeinden des Landes zu verzeichnen.

· Die Gründe, welche als Rechtfertigung für die Preiserhebungen von den betroffenen Verwaltungen angegeben werden, sind immer dieselben und mittlerweile bekannt: „Die Verwaltung der Dienste wird immer teurer und wir müssen die Kosten aus Bilanzgründen auf die BürgerInnen abwälzen“. Diese Logik scheint vordergründig zwar nachvollziehbar, in Wirklichkeit handelt es sich aber um einen Mechanismus, der langfristig für die BürgerInnen nicht akzeptabel ist.

· Welches sind aber die wirklichen Gründe für die ständige Verteuerung der Dienste? Ein Grund mag  sicher in der Anpassung an die laufenden Spesen bei der Verwaltung der Dienste liegen. Für den  Großteil der Tariferhöhungen fehlt aber leider oft die nötige Transparenz. Und es erhebt sich die Frage, ob die Dienste wirklich immer effizient, sparsam und weitblickend verwaltet werden.  Sind wirklich alle geplanten technischen und verwaltungsmäßigen  Investitionen notwendig und langfristig sinnvoll? In wie weit steht hinter den getroffenen Entscheidungen wirklich die Absicht, zu sparen oder - anders gefragt - spielt das Geld, dort, wo geplant wird, überhaupt eine Rolle? Gibt es überhaupt mittel- und langfristige politische Konzepte für die Tarifgestaltung oder wird einfach Jahr für Jahr nach momentanen Bedürfnissen entschieden?

· Was hingegen das große Thema der Privatisierungen angeht, so ist festzustellen, dass dazu zwar  - auch öffentlich - viel diskutiert und angekündigt wird, dass aber ein klares Konzept der öffentlichen Verwaltungen für diesen Privatisierungsprozeß nicht zu erkennen ist. Der Eindruck, der sich bei den BürgerInnen breitmacht ist hingegen der, dass ihnen diese Privatisierungen übergestülpt werden, dass die Entscheidungen dafür irgendwo gefallen sind, dass niemand so richtig versteht, wofür sie gut sind, dass aber eines sicher ist: die unerträgliche zusätzliche Belastung ihrer Geldtasche.

· Die Zwänge der Bilanzen: Vielen Verwaltungen, so scheint es, kommen die Privatisierungen gelegen, um sich von ungeliebten Diensten zu befreien, welche bis dato die Bilanzen belastet haben. Doch der Übergang von öffentlichem zu  privatem Monopol - denn um ein solches handelt es sich - ist ein epochaler Einschnitt, dessen langfristige Auswirkungen derzeit noch nicht abschätzbar sind. Dies wird den BürgerInnen nicht wirklich erklärt. Dabei bedarf es keines ökonomischen Fachwissens um zu verstehen, dass ein Monopol in öffentlicher Hand anders funktioniert, als ein Monopol in privater Hand, da es bei letzterem um Profit und „Effizienz“ geht, mit entsprechenden Auswirkungen auf die Dienste und auf die Tarifgestaltung. Über diese Seite der Privatisierung wird viel zu wenig diskutiert, sowohl in den Gemeinderäten, als auch mit den BürgerInnen.

Unsere Forderungen an die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister im Lande sind also folgende:

1. Für das laufende und für das kommende Jahr einen Preisstopp bei den Tarifen für die betreffenden Versorgungsdienstleistungen: Gas, Wasser, Müllabfuhr, Nahverkehr, Altersheime, Kindergärten usw.

2. Einschränkung der Betriebskosten innerhalb der Dienste und Erarbeitung von mittel- und langfristigen Sparprogrammen zur Kostensenkung

3. Festlegung eines Höchstbetrages für die jährlichen Ausgaben. Dieser Betrag muß sich an der prognostizierten Inflationsrate orientieren.

4. Erarbeitung von mittel- und langfristigen Programmen zur Rationalisierung innerhalb der Versorgungsdienste mit dem Ziel einer Stabilisierung und - wo möglich - einer Reduzierung der Betriebskosten.

5. In Gemeinden mit über 3.000 Einwohnern sind Beiräte mit Beratungs- und Kontrollfunktion einzurichten. Diese Beiräte überwachen sowohl die organisatorischen Abläufe in den Diensten, als auch die Tarifgestaltung. Ihnen gehören lokale VertreterInnen der Verbraucherverbände, der Sozialpartner und der jeweils direkt Betroffenen an (Senioren, Eltern, usw.). Wir weisen darauf hin, dass die Gemeinde Turin bereits dazu übergegangen ist, solche beratende Organe einzurichten. Diese Beiräte sind als gleichberechtigte Partner der Gemeindeverwaltung anerkannt.

6. Die BürgerInnen sind  mittels eines Informationspapiers jährlich über Organisation und Tarifgestaltung der Dienste zu informieren.

Abschließend ersuchen wir die BürgermeisterInnen um Mitteilung über bereits getroffene oder beabsichtigte Maßnahmen und Initiativen in Sachen „Preisdämpfung bei den Versorgungsdienstleistungen“.

Mit freundlichem Gruß
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